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>>> Liebe attac-Mitglieder, 


liebe Sympathisantlinnen, 


liebe FreundInnen >>> 


Mit dieser Nummer starten wir 
die Publikation von ATTACTUELL, 
der Zeitung von attac schweiz 
auf Deutsch. Sie wird nach Be- 
darf und Möglichkeit erschei- 
nen und Beiträge zu Themen, 
Aktivitäten und Kampagnen von 


attac enthalten. Eure Reaktion 
ist gefragt - wie übrigens auch 
eure Mitarbeit in der Redakti- 
on ! ATTACTUELL wird ab und zu 
Texte von "Angles d’attac", der 
etwa monatlich erscheinenden 
französischen Zeitung von at- 
tac schweiz, übernehmen, aber 
auch die lokalen Aktivitäten der 
Deutschschweizer attac-Sekti- 
onen aufnehmen und inhaltlich 
begleiten. Auch die wichtigen 
Themendossiers von "Sand im 
Getriebe", des deutschsprachigen 
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internationalen News-letters von 
attac* werden in die Gestaltung 
von ATTACTUELL einfliessen. In 
ATTACTUELL sollen nebst anre- 
genden Diskussionen auch Akti- 
onen initiert und Aktivitäten un- 
terstützt werden - im Hinblick auf 
die mögliche und dringend nötige 
andere Welt, die wir gemeinsam 
aufbauen wollen |! 


* Download zum Beispiel unter 
http://www.attac.de/aktuell/ 
rundbriefe/sig/index.php 





>>> Gegen den Abbau der öffentlichen Dienste : 
Nehmen wir das Steuerwesen wieder in die Hand >>> 


Die Zerschlagung der öffent- 
lichen Dienste, die derzeit im 
Rahmen der Liberalisierungs- 
und Privatisierungspolitiken 
durch internationale Abkom- 
men wie das GATS, aber auch im 
Rahmen der Politik in Europa, 
der Schweiz und der Kantone 
durchgesetzt wird, kann ohne 
eine starke Mobilisierung aller 
BürgerInnen, die gegen diesen 
Prozess sind, nicht mehr ge- 
stoppt werden. Durch die Kam- 
pagne für "GATS-freie Zonen" 
(GATS = „General Agreement 
on Trade in Services" der WTO), 


ist es Attac gelungen, überall 
in der Schweiz Treffpunkte für 
Diskussionen über die öffentli- 
chen Dienste zu errichten. Ge- 
stützt durch das symbolische 
Handeln von über 80 Gemein- 
den, die sich als "GATS-freie" 
Zone deklariert haben, wurde 
mit dieser Dynamik Hunderten, 
wenn nicht gar Tausenden von 
Menschen, die Möglichkeit ge- 
boten, die politische Debatte 
über die für das Gesellschafts- 
leben so entscheidenden sozia- 
len Bedürfnisse und deren kol- 
lektive Erfüllung in Bereichen 


wie Gesundheitswesen, Bildung, 
Mobilität, Wasser- und Ener- 
gieversorgung usw. wieder in 
die Hand zu nehmen. 


So wichtig diese erneute Aneig- 
nung auch sein mag - sie allein 
reicht nicht aus. Ein wirklicher 
Umsturz der vorherrschenden 
Politik erfordert eine Dynamik, 
die von gesellschaftlichen Mo- 
bilisierungen getragen werden 
muss. Grundlage für solche Mo- 
bilisierungen kann nur die Arbeit 
vor Ort sein ; nämlich dort, wo 
die Aktivistinnen der Basis zu 


gemeinsamen Analysen und zum 
gemeinsamen Kampf zusammen- 
kommen, um die Gestaltung einer 
gemeinsamen Perspektive in die 
Wege zu leiten. 


Natürlich ist Attac nicht der ein- 
zige Akteur, der solche Basisar- 
beit leistet. Attac verfolgt jedoch 
das Bestreben, bei der Schaffung 
breiter Fronten des Widerstands 
gegen den Abbau der öffentli- 
chen Dienste eine Schlüsselrolle 
zu spielen. Nun können solche 
"Fronten" aber nicht auf abs- 
trakte Weise gebildet werden. Sie 


>>> 


müssen durch konkrete Kampa- 
gnen geschaffen werden, die an 
das aktuelle politische Geschehen 
der Schweiz gekoppelt sind und 
auf der Dynamik aufbauen, die 
mit der Anti-GATS-Kampagne in 
Gang gesetzt wurde. Ausgehend 
von dieser Analyse und ange- 
sichts der immer länger werden- 
den Liste neuer Angriffe auf die 
öffentlichen Dienste haben wir 
beschlossen, in dieser Angles- 
Ausgabe eine Bestandsaufnahme 
zu machen. Zum einen möchten 
wir damit an das im Januar von 
Attac veröffentlichte Büchlein* 
anknüpfen und uns mit jenen 
Bedrohungen auseinandersetzen, 
die die Öffentliche Dienste der 
Schweiz derzeit am stärksten be- 
lasten. Zum anderen werden wir 
die Schwerpunkte unseres Pro- 
gramms für das kommende Jahr 
präsentieren, um den 2005 an- 
lässlich der Generalversammlung 
getroffenen Entschluss, in Ab- 
stimmung mit dem öffentlichen 
Dienstleistungssektor eine natio- 
nale Kampagne zu starten, in die 
Tat umzusetzen. 


Die Endlos-Spirale der Steuer- 
befreiungen Wenngleich die öf- 
fentlichen Dienste bereits durch 
internationale Verträge wie das 
GATS angegriffen werden, so ge- 
schieht dies auch durch die syste- 
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matische Politik der leeren Kassen, 
die von der Eidgenossenschaft 
und den Kantone betrieben wird 
und deren Ziel es ist, die finan- 
zielle Grundlage für die öffentli- 
chen Dienstleistungen trockenzu- 
legen. Diese Steuersenkungspoli- 
tik bietet zweierlei Vorteile : Sie 
bewirkt nicht nur ein Klima des 
Sparens und der finanziellen Zu- 
rückhaltung, wodurch wiederum 
die Sozialleistungen (Invaliditäts-, 
Alters- oder Arbeitslosenversi- 
cherung) weiter eingeschränkt 
werden können, sondern auch 
die Vermeidung von Investitionen 
in die teuren Infrastrukturen des 
öffentlichen Dienstes. So erleben 
wir seit über einem Jahrzehnt 
eine massive Steuersenkung für 
Unternehmen und Gutverdie- 
nende, was für die öffentlichen 
Kassen Gesamtverluste von meh- 
reren Milliarden Franken bedeu- 
tet. Während der vergangenen 
Monate hat diese Endlos-Spirale 
wieder ihren teuflischen Verlauf 
genommen : Ein ungebremster 
Steuerwettbewerb zwischen den 
Kantonen auf der einen Seite (sie- 
he Artikel «Der Kampf der Kanto- 
ne - mehr als eine Fernsehshow»), 
und Steuergesetzrevisionen, die 
im Parlament beschlossen oder 
diskutiert werden auf der anderen 
Seite. Die durch die Volksabstim- 
mung 2004 deutlich gewordene 
Ablehnung des „Steuerpakets" 
wird dabei munter übergangen. 
Leider ist das 2005 von Attac un- 
terstützte Referendum gegen die 
Abschaffung der Stempelsteuer 
gescheitert. Damit war für den 
Bundesrat der Weg frei für einen 
erneuten Anlauf : Er unterbreitete 
dem Parlament eine zweite Revi- 
sion der Unternehmensbesteue- 
rung, die ein weiteres Loch von 
mindestens einer halben Milliar- 
de Franken jährlich in die eidge- 
nössischen Kassen reißen wird. 


Um dieser Endlos-Spirale Einhalt 
zu gebieten, hat Attac Schweiz 
dieses Jahr beschlossen, die 
Steuerthematik auf mehreren 
Ebenen zu behandeln : Durch den 
Start einer großen Informations- 
kampagne für die Bevölkerung, 
durch die Zusammenarbeit mit 


den GATS-freien Gemeinden und 
mit dem internationalen Netzwerk 
„1ax Justice Network" für Steuer- 
gerechtigkeit in der Schweiz, oder 
auch durch die Überlegung, mit- 
tels Volksabstimmungen einen 
Kampf gegen die Revision der 
Unternehmensbesteuerung anzu- 
gehen. Diese Ausgabe von Angles 
Attac soll die Diskussion eröff- 
nen: Nehmt das Steuerwesen 
wieder in die Hand ! 


attac schweiz, [Service Public. 
Perspektiven jenseits der Privati- 
sierungspolitik], Rotpunktverlag, 
Zürich, 15 Franken. Bestellungen : 
suisse@attac.org 
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ALLES WISSENSWERTE 
ÜBER STEUERGERECHTIGKEIT 


Eine Broschüre des internatio- 
nalen Tax Justice Network zeigt, 
wie Steueroasen funktionieren, 
mit welchen Manövern Gewinne 
und Vermögen dorthin verscho- 
ben werden, wer davon profitiert 
und wer die Rechnung bezahlt. 


Das von der Erklärung von Bern 
mit gegründete Netzwerk gibt in 
einer 50-seitigen Broschüre ei- 
nen Überblick über Steueroasen, 
Steuerflucht und Steuergerech- 
tigkeit: «Tax us if you can - Wie 
sich Multis und Reiche der Besteu- 


erung entziehen und was dagegen 
unternommen werden kann», liegt 
jetzt vollständig überarbeitet auf 
Deutsch vor. 


Steueroasen fördern Steuerhinter- 
ziehung und Kapitalflucht aus In- 
dustrie- und Entwicklungsländern. 
Transnationale Konzerne nutzen 
ihre Dienste zur grenzüberschrei- 
tenden Steuervermeidung. Steuer- 
oasen heizen die Steuerkonkurrenz 
an, die es Interessenvertretern der 
Wirtschaft erlaubt, Regierungen 
zur Senkung von Steuersätzen zu 
drängen. Dadurch verlagert sich 
die Steuerlast auf Arbeitnehmerln- 
nen und Haushalte mit niedrigem 
Einkommen. Zudem wird mit einer 


„Politik der leeren Kassen" der Ser- 
vice Public abgebaut. 


«Tax us if you can» ist Pflichtlektüre 
für alle, die die Rolle der Steueroa- 
sen in der globalen Wirtschaft und 
die Praktiken der Steuervermei- 
dungsindustrie verstehen wollen. 
Der Text bietet eine Einführung 
in die Sprache der internationalen 
Steuertricks, er ist einfach ver- 
ständlich und doch genau. 


Die Argumente zu Gunsten der 
Steuerkonkurrenz werden geprüft 
und demontiert. Damit gibt die 
Broschüre auch aktuelles Hinter- 
grundwissen für die heissen Steuer- 
debatten in der Schweiz rund 
um das Obwaldner Steuergesetz, 
Zuger Briefkastenfirmen oder die 
Steuerkonkurrenz zwischen den 
Kantonen. Schliesslich macht das 
Tax Justice Network eine Reihe 
praktischer Vorschläge zur Über- 
windung dieser globalen Krise. 


Die Broschüre ist für Fr. 8.50 
(plus Porto) zu beziehen bei der 
Erklärung von Bern, www.evb.ch, 
info@evb.ch, 044 277 70 00, für 
die französische Version: Declara- 
tion de Berne, info@ladb.ch, 021 
620 03 03. 





>>> 


fast gleich null >>> 


In einem Interview in der „Woz- 
Die Wochenzeitung" widerlegt 
Sebastien Guex, Professor für 
Wirtschaftsgeschichte an der 
Universität Lausanne, die „ex- 
plosive Staatsverschuldung” wie 
die „Economiesuisse”, Wortfüh- 
rerin des Patronats, behauptet. 


Die Finanzkonten der Eidgenos- 
senschaft schliessen mit einem 
Defizit von 100 Millionen anstatt 
der vorausgesagten 1,8 Milliarden 
Franken ab. Man kann sagen, dass 
die Voraussagen pessimistisch 
waren ! Die Budgetstatistiken der 
Eidgenossenschaft - Schulden, 
Einnahmen und Ausgaben, usw. - 
sind im Grunde politische Zahlen. 
Seit 25 Jahren ist es das Ziel, Aus- 


gaben zu kürzen und ein positives 
Klima für den Abbau des Sozial- 
staates und des Service Public zu 
schaffen. Seit 1980 wurden meh- 
rere Sparprogramme gestartet. 
Zwischen 2001 und 2005 wurde 
keine Erhöhung der Staatsaus- 
gaben mehr verzeichnet, son- 
dern im Gegenteil ein Rückgang 
von 1,6%. Das hat natürlich Fol- 
gen : Die Angestellten sehen ihre 
Kaufkraft geschwächt und dem 
Binnenmarkt geht es gar nicht 
gut. Dies ist die direkte Folge der 
Sparpolitik, die von den Industrie- 
kreisen, den Grossbanken und den 
Rechtsparteien vertreten wird. 
Auf der einen Seite spart die Eid- 
genossenschaft, und auf der an- 
deren hat sie einen Ausfuhrüber- 


schuss von 10 Milliarden Franken. 
Der Exportwirtschaft geht es gut, 
und die Grossindustrien haben 


von Jahr zu Jahr höhere Wachs- 


tumsraten. 


Bisher sprach die Schweiz, wenn 
sie ihre Schuldenhöhe angab, nur 


von der Bruttoschuld, ohne dabei 


die Aktiva - Immobilien, Gewinn- 
beteiligungen, usw. - mitzuzäh- 
len. Um die EU zufrieden zu stel- 
len, welche dies schon seit zehn 


Jahren verlangt, hat die National- 


bank im vergangenen November 
nun ihre Zahlen veröffentlicht. 
Zwischen der Bruttoschuld von 
120 Milliarden Franken und ih- 
ren Aktivguthaben und Gewinn- 
beteiligungen - die Swisscom 


>>> Neuordnung der Verfassungs- 
bestimmungen zur Bildung: 
Ist Misstrauen geboten ? >>> 


Schlagzeile im April 2005: Bern 
gibt seine Zustimmung zu einer 
privaten HES. Eine HES (Haute 
Ecole Superieure) ist eine Fach- 
hochschule die, entsprechend der 
neuen Bezeichnung von Bologna, 
Zugang zu einem Bachelor gibt. 
Mit der « Kalaidos Fachhochschu- 
le » in der Züricher Region handelt 
es sich damit um die achte HES 
in der Schweiz. Sie bietet eine 
Ausbildung in Betriebswirtschaft 
und eine andere in Manage- 
ment-Informatik an. Der einzige 
Unterschied zu den anderen Bil- 
dungseinrichtungen ist enorm (!): 
Das Semester kostet 5 500 SFr 
im Vergleich zu 700 SFr für eine 
Ausbildung im öffentlichen Sek- 
tor. Eine zweite, noch weniger 
vertrauenerweckende Neuigkeit : 
Die Arbeiten zur neuen Bildungs- 
verfassung sind abgeschlossen 
und in der Volksabstimmung vom 
21. Mai angenommen worden. 
Die Vorlage hat die Zustimmung 
aller politischen Formationen 


erhalten. Einer, der nun zur Ab- 
stimmung unterbreiteten Artikel 
63a Absatz 2 lautet: « Er (der 
Bund) unterstützt die kantonalen 
Hochschulen und kann an weitere 
von ihm anerkannte Institutionen 
des Hochschulbereichs Beiträge 
entrichten. » Demzufolge gibt es 
also keine Differenzierung mehr 
zwischen den privaten und öf- 
fentlichen Schulen, womit der 
Artikel die folgende Befürchtung 
bestätigt : Das Outsourcing eines 
Teils der Ausbildung an die priva- 
ten Anbieter wird vorbereitet. Den 
privaten Unternehmen ist gemein- 
sam, dass sie sich mehr um ihren 
Gewinn als um die Qualität der 
Dienstleistungen kümmern. Dies 
beinhaltet natürlich auch eine 
Konstensenkung, die zweifelsohne 
auf dem Rücken der Studierenden 
ausgetragen wird. Glaubte man 
den Erziehungssektor ausserhalb 
jeglicher Privatisierungsgefahr - 
was das Wirtschafts-Sekretariat 
des Bundes (SECO) nach wie vor 


gegenüber der Bevölkerung im 
Zusammenhang der GATS-Ver- 
handlungen versichert -, muss 
man nun feststellen, dass diese 
neuen Verfassungsbestimmungen 
im Bildungsbereich alle in die 
gleiche Richtung gehen : Schritt- 
weise den Erziehungsbereich 
WTO-konform zu machen. Welch 
anderes Ziel verfolgt die Reform 
primär, als das, den Erziehungs- 
sektor künftig auf die Liste eines 
schweizerischen Angebots auf 
dem Weltmarkt der Dienstlei- 
stungen zu setzen? 


Traduction : Ute Retzlaff, coordi- 
trad (www.coorditrad.attac.org) 


Die Verschuldung der Eidgenossenschaft ist 


allein ist zum Beispiel 10 bis 12 
Milliarden Franken wert ! - gibt 
die Nationalbank Finanzguthaben 
in der Höhe von 122 Milliarden 
Franken an. Zieht man davon die 
Goldreserve und die Depositen ab, 
bleiben immer noch 60 Milliarden 
Franken Aktiva. 


Schlussfolgernd kann man sagen, 
dass die Verschuldung der Eidge- 
nossenschaft fast gleich null ist. 
Diese Feststellung stellt die her- 
kömmlichen Ideen in Frage und 
ruft nach einer echten politischen 
Debatte über die Berechtigung 
der wirtschaftlichen Sparpolitik, 
die die Eidgenossenschaft seit 
Jahren praktiziert. 
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1852 : Startschuss der Schweizer 
Telekommunikation 1878 : In Fol- 
ge der „grossen Depression" und 
den Konflikten zwischen Man- 
chester-Liberalen, pragmatischen 
Reformisten und Sozialisten, 
Wende zur staatlichen Interven- 
tionspolitik. Das Monopol des 
Bundes umfasst auch die Telefo- 
nie. 1983-1987 : Mit der Inbe- 
trieobnahme des Natel B-Netzes 
und des Natel-C Netzes beginnt 
die moderne Mobiltelefonie. Die 
Schweiz wird mit tausenden von 
Mobilfunkantennen ausgerüstet. 
Die von ExpertInnen prognosti- 
zierten Gesundheitsschäden trägt 
die Bevölkerung. 1997-1999 : Das 
Parlament genehmigt das neue 
Fernmeldegesetz (FMG) sowie 
das Telekommunikationsunter- 
nehmensgesetz (TUG). Ab die- 
sem Zeitpunkt beginnt die totale 
Marktliberalisierung. Swisscom 


Swisscom, Drama 


ist neu eine Aktiengesellschaft, 
ändert gestützt auf das Obligati- 
onenrecht seine Betriebsfunktion 
und wird wie ein privates Unter- 
nehmen verwaltet. Hauptanlie- 
gen der neuen Gesellschaft : ihre 
Rentabilität. Weder die Rolle im 
Bereich des Service Public, noch 
die Arbeitsbedingungen der An- 
gestellten werden in dieser Stra- 
tegie in Erwägung gezogen. Um 
die Rentabilität zu sichern, ist 
jedes Mittel gut genug : Auslage- 
rung (wie zum Beispiel die Reini- 
gung), Personal, das frühzeitig in 
die Pension geschickt wird und 
‚Restrukturierung’ (10'000 Ar- 
beitsplätze sollen innerhalb von 
10 Jahren abgebaut werden). Der 
Bundesrat genehmigt in der Folge 
den Börsengang von Swisscom. 


2000-2005: (....) Diese Diversi- 
fikation auf dem internationalen 


Wirtschaftsmarkt verleiht dem 
Unternehmen die angestrebte At- 
traktivität und treibt die Börsen- 
aktien in die Höhe. Einmal mehr 
ist die Abdeckung sozialer Be- 
dürfnisse offensichtlich sekundär. 
Priorität hat einzig und allein die 
Rentabilität und die Vermehrung 
des Kapitals. 


2006 : Swisscom wird inner- 
halb von 10 Jahren vollständig 
restrukturiert, nach den Regeln 
der Leistungsfähigkeit verwal- 
tet - und vielleicht verkauft. Der 
Bundesrat gibt seine Strategie zur 
vollständigen Privatisierung der 
Swisscom bekannt. Unterstützt 
wird die Vorlage von denjenigen 
Parteien und Verbänden, welche 
davon profitieren. 


Konsequenzen für alle anderen: 
An die Stelle der staatlichen Mo- 


in einem Akt >>> 


nopole treten private Monopole, 
die nicht im öffentlichen Inte- 
ressen handeln, sondern einzig 
und allein Eigeninteressen ver- 
treten : Gewinnmaximierung bei 
gleichzeitiger Kosteneinsparung. 
Entlassungen aus Kostengründen, 
Lohnsenkungen, Abbau des Ar- 
beitsschutzes, flexible Arbeitszei- 
ten. Qualitätsverlust der Dienst- 
leistungen bei gleich bleibenden 
hohen Preisen. Intransparente 
Preise und alltäglicher Telefon- 
terror : die Anbieter kämpfen um 
ihre Kundinnen. Demokratiever- 
lust: Marktkräfte entscheiden 
über Tarife, Dienstleistungsart, 
Verfügbarkeit, Benutzungsrecht... 
Fazit: Ein weiterer Schritt in 
Richtung Abbau des Service Pu- 
blic bzw. Reichtumsumverteilung 
von unten nach oben. 


Vorhang. 


>>> Kampf der Kantone, mehr als eine TV-Show ? >>> 


Schon bei den Steuersenkun- 
gen der letzten Jahre begann die 
Konkurrenz der Kantone um den 
so genannten Standortvorteil 
zu dominieren : Senkte ein Kan- 
ton die Steuern, zog der nächste 
nach. Die Steuersenkungen haben 
zu leeren Kassen für öffentliche 
Leistungen geführt. Verschiedene 
Sparpakete mit zum Teil verhee- 
renden Folgen im Sozialbereich 
liessen nicht lange auf sich war- 
ten. Obwohl dem Staat Geld fehlt, 
wächst die Zahl der Steuerprivi- 
legierten. Schätzungen gehen da- 
von aus, dass dem Kanton Zürich 
2005 infolge der Steuergeschenke 
für Unternehmen von 2004 130 
Millionen Franken verloren gin- 
gen (Le Temps 19.12.05, S. 11). 
Dazu kommt, dass das Schweizer 
Gesetz weiterhin riesige Schlupf- 
löcher zur Steuerhinterziehung 


bietet, die in unserem Land nicht 
strafrechtlich verfolgt werden 
kann. Die Konkurrenz unter den 
Kantonen wird zunehmend här- 
ter und nimmt absurde Formen 
an. Solidarität droht zu einem 
Fremdwort zu werden. Durch 
verschiedene Steuerprivilegien 
wie die kantonalen Regelungen 
zur Holdingbesteuerung, Abstim- 
mungen über neue Steuergeset- 
ze und zunehmende Pauschal- 
besteuerungen immigrierender 
Vermögender aus dem Ausland, 
versuchen die Kantone, sich im 
Steuerwettbewerb zu profilieren. 
Man stellt ausserdem fest, dass 
2006 nicht weniger als 18 Kanto- 
ne Steuersenkungen planen ! (Le 
Temps 19.12.05, S. 11) 


Verschiedene 
Befürworter 


Exponenten und 
der „Steuerrefor- 


men" werden nicht müde, für die 
Vorteile eines härteren Steuer- 
wettbewerbs einzutreten. Lorenz 
Bösch aus Schwyz und Präsident 
der Konferenz der Kantonsregie- 
rungen (KdK) liess anfangs 2006 
bezüglich der Obwaldner Steuer- 
politik verlauten, dass Föderalis- 
mus eben auch Wettbewerb mei- 
ne. Einen Wettbewerb, der sich in 
den letzten Monaten nicht nur 
an den Urnen abspielte, sondern 
vor allem in der Wirtschaft. Ob- 
wohl die Obwaldner Abstimmung 
erst einen Monat zuvor abgehal- 
ten wurde (am 11.12.05), hatten 
bereits am 8. Januar elf Firmen 
ihren Sitz in die neue Steueroa- 
se verschoben. Vergleichsweise, 
beschränkte sich ihre Zahl wäh- 
rend der ersten drei Monate 2005 
noch auf schlanke drei (Le Courri- 
er, 8.01.06). Auch Economiesuisse 


befindet den Steuerwettbewerb 
als wirtschaftliche Notwendig- 
keit. Er führe u.a. zu einer Begren- 
zung der Steuerbelastung und sei 
auch Ausdruck des Föderalismus 
und unterschiedlicher kantonaler 
Präferenzen bei der Bereitstellung 
öffentlicher Leistungen. Ueber 
die Nachteile und Verlierer des 
praktizierten Steuerwettbewerbs 
mögen die Erschaffer und Nutz- 
niesser der schweizerischen Steu- 
eroasen nicht nachdenken. Dass 
das Geld, welches durch ihre Mit- 
hilfe am Fiskus vorbeigeschleust 
wird, vielerorts fehlt, interessiert 
nicht. Man ist ja auch nicht von 
abnehmenden staatlichen Dienst- 
leistungen abhängig. Mit einer 
Ausnahme : den Steuern und ih- 
ren Gesetzen. 


>>> 


Im Gegensatz zu zahlreichen an- 
deren europäischen Länden wird 
in der Schweiz hauptsächlich 
das Geld privater Haushalte für 
die Gesundheitskosten heran- 
gezogen. Während in den ande- 
ren Ländern der Staat dieses zur 
Deckung der Gesundheitskosten 
bestimmte Geld verwaltet, ge- 
schieht dies in der Schweiz im 
Wesentlichen durch private Ver- 
sicherungsanbieter. Diese sind 
auf Gewinnmaximierung ausge- 
richtet und lasten ihre Verwal- 
tungskosten den Versicherten an. 
Unerbittlich erfahren wir das Jahr 
für Jahr über die Erhöhung der 
Prämien um 3%, 5% oder sogar 
noch mehr - während die realen 
Gesundheitskosten nur um 1% 
oder weniger steigen. Gleichzei- 
tig beweisen die Plakataktionen 





derselben Unternehmen, dass der 
Anteil unseres Geldes, den sie auf 
einem sehr umkämpften Markt 
für Werbekampagnen ausgeben, 
unaufhörlich steigt. Über die 
Höhe der Gehälter der leitenden 
Angestellten, die in diesen Unter- 
nehmen arbeiten, schweigen wir 
lieber. Der politische Einfluss die- 
ser Krankenkassen zeigt ebenfalls, 
dass ihre Sorge der Maximierung 
ihres Profits gilt und nicht den 
Dienstleistungen, die sie eigent- 
lich liefern sollen. Die Umstruktu- 
rierungsmaßnahmen im Gesund- 
heitswesen - auf die Reduzierung 
seiner sozialsten Aspekte ausge- 
richtet - werden unabwendbar 
unterstützt : Leistungskürzungen 
im Rahmen der Grundversiche- 
rung, Einschränkung der freien 
Arztwahl, Zentralisierung der 


Krankenhausfinanzierung über 


die Krankenkassen, etc... 


Der Vorteil einer Einheitskran- 
kenkasse, so wie die vom Mou- 
vement Populaire des Familles 
und von Attac gestartete Initi- 
ative vorschlägt, besteht darin, 
dass das Geld der Versicherten 
nicht mehr von zahlreichen, auf 
Gewinnerzielung ausgerichteten 
Unternehmen des privaten, son- 
dern von einem einzigen Unter- 
nehmen des öffentlichen Rechts 
verwaltet wird. Zur Vermeidung 
von Verwaltungsproblemen soll 
dieses Unternehmen von einem 
dreiteiligen Verwaltungsorgan 
beaufsichtigt werden. Dieses Gre- 
mium soll aus Vertreterlnnen von 
Interessensschutzorganisationen 
der Versicherten, aus Vertreter- 


>>>Privatisierung der EI 


In Europa sind die Strompreise seit 
der Liberalisierung des Energie- 
marktes um 12-33% gestiegen. 
Bei unseren deutschen Nachbarn 
z.B. , wo der Elektrizitätsmarkt 
vor 4 Jahren liberalisiert wurde, 
sind die Preise um 25% gestiegen 
und allem Anschein nach haben 
sich die vier größten Erzeuger, 
die insgesamt 90% des Marktes 
kontrollieren, zu einem Kartell 
zusammengeschlossen.. 


Anhand solcher Beispiele fällt 
es uns schwer, unseren Politiker- 
Innen Vertrauen zu schenken, 
wenn sie behaupten, dass Ver- 
braucherlnnen als Erste von der 
Liberalisierung profitieren wer- 
den. Erfahrungsgemäss werden 
die Rechnungen nicht kleiner, 
wenn die Konkurrenz zwischen 
Zulieferern gefördert wird, im Ge- 


genteil ! Während das Volk, dem 
in der Schweiz die Souveränität 
zukommt, sich 2002 für eine Ab- 
lehnung der Liberalisierung und 
eine progressive Erschliessung 
des Energiemarktes entschieden 
hat, bestätigte im Herbst 2005 
ein neues, von den Kammern di- 
rekt verabschiedetes Gesetz die 
Tatsache, dass der "vox populi” 
in unserem Land kein Gehör mehr 
geschenkt wird. Nämlich scheint 
die neue Fassung - ein geschick- 
ter Kompromiss zwischen den Po- 
sitionen von EconomieSuisse und 
denen der Linken - die Umwelt- 
schützer durch die Aussicht einer 
besonderen Unterstützung der er- 
neuerbaren Energien verführt und 
schliesslich die Mehrheit unserer 
Volksredner überzeugt zu haben. 
So wird schliesslich gegen den 
Volkswillen der Energiemarkt in 


Für eine soziale Einheitskrankenkasse >>> 


Innen der Anbieter von Gesund- 
heitsleistungen sowie aus Vertre- 
terlInnen des Staates bestehen. 
Die Interessen der Mitglieder sind 
so ebenfalls vertreten, was heute 
überhaupt nicht der Fall ist ! An- 
dererseits, und das ist ein weiterer 
Fortschritt, sieht die Initiative für 
eine Einheitskrankenkasse vor, die 
Beiträge an die finanziellen Mög- 
lichkeiten der Versicherten anzu- 
passen und damit die Kopfpau- 
schale - das antisozialste System, 
das es gibt - zu ersetzen. Wir kön- 
nen also darauf hoffen, dass die 
Einheitskrankenkasse mithelfen 
kann, aus dem derzeitigen System 
herauszukommen, das durch und 
für eine bevorzugte Minderheit 
verwaltet wird. 


ektrizität >>> 


zwei Etappen geöffnet werden : 
zuerst für die grossen Verbraucher 
(Unternehmen z.B.) und dann für 
die Privatverbraucher. Der neue 
Text soll zwar die Versorgung ge- 
wissermassen sicherstellen, durch 
die Schaffung einer privatrechtli- 
chen, nicht-öffentlichen Gesell- 
schaft (Swissgrid, der die Führung 
des Transportnetzes übernimmt) ; 
jedoch dürfen wir weiterhin er- 
hebliche Zweifel hegen und uns 
fragen, wer von dieser Eröffnung 
tatsächlich profitieren wird ? 


Uebersätzung : Michele Mialane, 
coorditrad (www.coorditrad.org) 


>>> Die Unternehmensteuerreform. 


Steuergeschenke für Aktionäre und Mindereinnahmen 


Dr. Bruno Fässler zeigt im fol- 
genden Artikel anhand von 
Beispielen auf, wie die Unter- 
nehmenssteuerreform Il ein- 
seitig die Aktionärinnen und 
Aktionäre bevorzugt und wie 
Wohlhabende steuerlich und 
sozialversicherungsrechtlich 
begünstigt werden. Während 
die Aktieneinkommen nur noch 
teilbesteuert werden sollen, 
bleibt das Arbeitseinkommen 
weiterhin voll besteuert. Die 
Steuergerechtigkeit wird für 
die bundesrätliche Wachstums- 
politik geopfert. Die mit der 
Reform verbundenen Steuer- 
ausfälle gehen grösstenteils zu- 
lasten der Kantone und wirken 
sich indirekt auch negativ auf 
die  Sozialversicherungswerke 
aus. Ob dadurch tatsächlich der 
Standort Schweiz für Unter- 
nehmen noch attraktiver wird, 
sei dahin gestellt, nimmt doch 
die Schweiz bezüglich der Steu- 
erbelastung global eine Spit- 
zenposition ein. Tatsache ist, 
dass eine solche Steuerpolitik 
die soziale Ungleichheit in der 
Schweiz auf eine inakzeptable 
Weise forciert. Zudem schwächt 
der mit dieser Vorlage vorange- 
triebene kantonale Steuerwett- 
bewerb den Service Public. 


Einleitung 


Der Bundesrat hat am 22. Juni 
2005 die Botschaft zum so ge- 
nannten Unternehmenssteuerre- 
formgesetz Il verabschiedet. Darin 
schlägt er den eidgenössischen 
Räten ein Bündel von Mass- 
nahmen vor, welche auf Stufe 
Unternehmer und auf Stufe Un- 
ternehmen zu einer steuerlichen 
Entlastung führen sollen. Dieses 
Gesetz ist aber im Grunde ge- 
nommen kein Gesetz zur Reform 
der Besteuerung der Unterneh- 
men, sondern zur Entlastung der 
Aktionäre. Es ist auch kein Gesetz 
zur Entlastung von so genanntem 
Business Angels, die jungen, inno- 
vativen Gesellschaften Kapital zur 
Verfügung stellen. Diese Vorlage 


entlastet schlicht alle Aktionäre 
nach dem Giesskannenprinzip. 


Nach Schweizer Recht wird eine 
Aktiengesellschaft als eigen- 
ständige Person mit Rechten 
und Pflichten angesehen. Daraus 
wird gefolgert, dass ein Gewinn 
sowohl bei der Gesellschaft als 
auch im Umfang seiner Aus- 
schüttung beim Aktionariat zu 
besteuern ist. Das Bundesgericht 
hat in einer über hundertjähri- 
gen, konstanten Rechtsprechung 
diese zweifache Besteuerung als 
mit der Verfassung im Einklang 
angesehen. Zu beachten ist hier, 
dass in der Schweiz Kapitalge- 
winne im Privatvermögen nicht 
besteuert werden und die Vermö- 
genssteuer relativ bescheiden ist. 
Die betroffenen Wirtschaftsteil- 
nehmerInnen können zudem die 
Wahl der Rechtsform ihrer Un- 
ternehmung an die steuerlichen 
Gegebenheiten anpassen. Unter 
Umständen ist nämlich eine Per- 
sonenunternehmung für ein klei- 
nes Unternehmen viel sinnvoller 
als eine Aktiengesellschaft. Aus 
diesem Grund hatte ein Aktionär 
die Dividende bislang in seiner 
Steuererklärung als Einkommen 
zu versteuern. Nach dem Willen 
des Bundesrates soll dies für die 
Bundessteuern nur noch im Um- 
fang von 80% erfolgen, wenn die 
Aktien als Privatvermögen gelten. 
Sind sie im Geschäftsvermögen 
verbucht, müssen die Dividen- 
den nur noch zu 60% versteuert 
werden. Wohlhabende Investoren 
werden somit besser behandelt 
als Arbeiterinnen oder Rentner, 
die nur über ein Arbeitseinkom- 
men oder eine Rente verfügen. 
Die steuerlichen Auswirkungen 
können leicht an zwei Beispielen 
aufgezeigt werden : 


Beispiel 1 


Peter Meier hat ein Einkommen 
von Fr. 300'000.—- als Direktor 
der Bank AG. Er besitzt Aktien im 
Wert von Fr. 5 Mio., die Dividen- 
den von Fr. 100'000. — abwerfen. 
Diese Fr. 100'000.— muss er nur 
noch zu 80% versteuern und so- 


mit Fr. 80'000.- in seine Steuer- 
erklärung eintragen. Er spart 
somit Fr. 5'200.— Bundessteuern 
und falls sein Wohnsitzkanton die 
gleiche Regelung einführt, noch- 
mals Fr. 5'000.- Kantons- und 
Gemeindesteuern. Zusammen be- 
trägt seine Steuerersparnis über 
Fr. 10'000.-. 


Beispiel 2 


Fritz Huber ist selbständig und 
arbeitet als Unternehmensbe- 
rater. Er hat Aktien im Wert von 
Fr. 5 Mio. in seinem Geschäfts- 
vermögen. Die Dividenden von 
Fr. 100'000.— hat er nur noch zu 
60% zu versteuern. Er kann somit 
bis zu Fr. 20'000.- an Steuern 
sparen, wenn es nach dem Willen 
des Bundesrates geht. 


An der Steuerfreiheit der privaten 
Kapitalgewinne will der Bundes- 
rat selbstverständlich festhalten. 
Verkauft zum Beispiel Peter Meier 
nach 5 Jahren seine Aktien zu ei- 
nem Preis von 6 Mio. so bleibt der 
Gewinn von 1 Million weiterhin 
steuerfrei. 


Auswirkungen auf die Haushalte 
von Bund und Kantone Der Ge- 
setzesentwurf sieht auch eine 
Revision des Steuerharmonisie- 
rungsgesetzes vor, welches als 
Rahmengesetz die Steuergesetze 
der Kantone einigermassen ver- 
einheitlichen sollte. Die Vorschlä- 
ge des Bundesrates werden aber, 
wenn sie vom Parlament über- 
nommen werden, im Gegenteil 
zu einem verschärften Steuer- 
wettbewerb unter den Kantonen 
führen. Geplant ist nämlich, dass 
die Kantone bei der Entlastung 
der Investoren frei sein sollen. 
Hier bedarf es wohl keiner gros- 
sen hellseherischen Fähigkeiten 
um das kommende Feilschen der 
Steueroasen in der Innerschweiz 
um das günstigste „Investiti- 
onsklima" vorher zu sehen. Das 
Buhlen um die Reichen und Su- 
perreichen wird weiter gehen. Die 
Steuerausfälle haben die anderen 
zu tragen. 


Diese Steuerausfälle für die Kan- 
tone werden vom Bundesrat 
wohlweislich nicht beziffert. Sie 
können auch nicht beziffert wer- 
den, solange die Kantone keine ei- 
genen Regelungen treffen. Da der 
Bundesrat selber davon ausgeht, 
dass die Kantone die 80%-Be- 
steuerung unterbieten werden, ist 
mit massiven Steuerausfällen zu 
rechnen. In der Vernehmlassungs- 
vorlage wurden diese auf über Fr. 
700 Mio. pro Jahr für die Kantone 
und Gemeinden geschätzt. Da in 
der damaligen Vorlage bedeutend 
weniger weitgehende Abzugs- 
möglichkeiten vorgesehen waren 
als in der Botschaft, ist mit der 
heute zur Diskussion stehenden 
Variante mit Ausfällen von 800 
Mio. bis gegen einer Milliarde 
Franken jährlich für die Kantone 
und Gemeinden zu rechnen. Dies 
entspricht immerhin etwa einem 
Prozent des gesamten Haushaltes 
der Kantone und Gemeinden in 
der Schweiz. Für den Bund wer- 
den kurzfristige Mindererträge 
von rund Fr. 40 Mio. berechnet. 
Der Bundesrat spekuliert zudem, 
dass sich langfristig Mehrerträ- 
ge für den Bund von Fr. 55 Mio. 
ergeben sollen. Hier ist wohl 
eher der Wunsch der Vater des 
Gedankens. Eine volkswirtschaft- 
lich überzeugende Begründung 
lässt sich in der Botschaft nicht 
finden. Zusammenfassend lässt 
sich sagen, dass diese Vorlage 
den Steuerwettbewerb unter den 
Kantonen noch mehr anheizen 
wird und massive Steuereinbus- 
sen hervorruft. Angesichts der 
angespannten Finanzlage der 
meisten Kantone dürfte dies den 
Spardruck wesentlich erhöhen 
und mittelfristig zu Steuererhö- 
hungen von ca. 2 Steuerprozen- 
ten führen, welche wiederum von 
allen Steuerzahlenden getragen 
werden müssten. 


Forcierte Gewinn- 
ausschüttung 
und Sozialwerke 


Der Bundesrat führt in seiner 
Botschaft aus, dass bei gewissen 


Firmen (vor allem Publikumsak- 
tiengesellschaften aber auch bei 
KMU) ein Überinvestitionsprob- 
lem bestehe. Er begründet dies 
damit, dass die Gesellschaften 
ihre Gewinne aufgrund der Steuer- 
last einbehalten. Hier sei eine 
forcierte Gewinnausschüttung 
angezeigt, damit die Mittel über 
den Kapitalmarkt profitabel in 
andere Firmen investiert werden. 
Diese Option sei steuerlich aber 
wenig attraktiv, so dass die Mittel 
einerseits in Projekte investiert 
würden, die aus volkswirtschaft- 
licher Sicht wenig rentabel seien. 
Andererseits werde versucht, den 
privaten Konsum der Anteilseig- 
ner über die Firma laufen zu las- 
sen. Dem ist entgegen zu halten, 
dass bei Publikumsaktiengesell- 
schaften, deren Anteile an der 
Börse gehandelt werden, die Ent- 
scheidungen über die Gewinnaus- 
schüttungen kaum an die schwei- 
zerische Steuergesetzgebung ge- 
knüpft werden, da die Aktionäre 
aus der ganzen Welt stammen. So 
sind z.B. nur 25% der eingetrage- 
nen Aktien der UBS AG im Besitz 
von Schweizer Staatsbürgern. Im 
Falle der KMU lässt sich die Ge- 
winnausschüttung heute in der 
Regel über den Lohn der beteilig- 
ten Personen steuern. Da der Lohn 
die Erfolgsrechnung des KMU be- 
lastet, schmälert er den steuerba- 
ren Gewinn. Die wirtschaftliche 
Doppelbesteuerung entfällt. Hin- 
gegen werden AHV und ALV-Bei- 
träge auf den ausbezahlten Lohn 
erhoben. Ein weiteres Beispiel ge- 
mäss der geltenden gesetzlichen 
Ordnung soll die daraus resultie- 
renden steuerlichen und sozial- 
versicherungsrechtlichen Folgen 
aufzeigen ! 


Beispiel 3 


Die Hans Muster AG erzielt ei- 
nen Gewinn von 500'000.-. Peter 
Muster erhält als Direktor und 
Mehrheitsaktionär einen Lohn 
von Fr. 200'000.-. Würde die 
AG diesen Gewinn ausschütten, 
fielen im Kanton Zürich Steuern 
von rund Fr. 90'000.—- an. Hans 
Muster wiederum würde die Fr. 


500'000.- Dividenden zusätz- 
lich zu seinem Lohn versteuern 
und müsste somit Steuern von Fr. 
183'400.- bezahlen. Insgesamt 
würden somit im Kanton Zürich 
Steuern von Fr. 273'400.— anfal- 
len. Erhöht nun die Hans Muster 
AG den Lohn ihres „Mitarbeiters" 
auf 700'000.-, so entfallen die Fr. 
90'000.- an Gewinnsteuern. An 
Sozialversicherungsbeiträgen fal- 
len zudem Fr. 60'000.— an. Mus- 
ter spart somit 30'000.—. 


Als Folge einer „forcierten Ge- 
winnausschüttung" wäre folglich 
mit massiven Mindereinnahmen 
bei den Sozialversicherungswer- 
ken (AHV, ALV, EO) zu rechnen. 
Der Bundesrat führt denn auch 
selber aus, dass bei einer gesamt- 
schweizerischen Teilbesteuerung 
der Dividenden von nur noch 70% 
die Finanzierung der AHV gefähr- 
det wäre. Aus verfassungsrecht- 
lichen Gründen kann jedoch den 
Kantonen bei der Tarifgestaltung 
kein Rahmen vorgeschrieben 
werden. Da diese die Folgen einer 
Unterfinanzierung der AHV nicht 
direkt zu tragen haben, ist zu be- 
fürchten, dass dieses Argument in 
den kantonalen Parlamenten kei- 
ne grosse Rolle spielt und munter 
an der Steuerschraube nach unten 
gedreht wird. Dies alles unter dem 
Deckmantel des Steuerwettbe- 
werbs. Bei der AHV könnte dies zu 
einem bösen Erwachen führen. 


Reformansätze 


Das eigentliche Problem der wirt- 
schaftlichen Doppelbelastung 
liegt darin, dass die Rechtsform 
der Aktiengesellschaft an sich 
nicht für die KMU gedacht ist. 
Der ursprüngliche Gedanke der 
Aktiengesellschaft war derjenige 
der Demokratisierung des Kapi- 
tals. Viele (kleine) Leute sollten 
Anteile an einer Gesellschaft 
erwerben, welche mit dem zur 
Verfügung gestellten Kapital in 
der Folge grosse Projekte verwirk- 
lichen kann. Gedacht wurde hier 
beispielsweise an den Bau von 
Eisenbahnlinien oder Kraftwer- 
ken. Die grossen Gesellschaften 


für Bund, Kantone und Gemeinden >>> 


sollten ein Abbild des demokra- 
tischen Staates sein, mit einer 
Generalversammlung, welche 
- ähnlich einer Landsgemeinde 
- die Verwaltung wählt und die 
Rechnung abnimmt. Die Wirk- 
lichkeit sieht heute anders aus. 
So genannte „Einmann AGs" und 
kleine Familien AGs dominieren 
die schweizerische Aktienland- 
schaft. Einige Grosskonzerne wer- 
den zudem von wenigen Personen 
beherrscht (z.B. Roche, Holcim, 
Sereno). Anstatt über das Steu- 
errecht die Finanzierungsstruk- 
turen der Aktiengesellschaften 
zu verändern, wäre es sinnvoller, 
die Mindestkapitalisierung so zu 
erhöhen, dass nur noch Gross- 
unternehmungen diese Rechts- 
form wählen können. Gleichzeitig 
müsste eine Höchstbeteiligungs- 
quote eingeführt werden, welche 
die Beherrschung durch wenige 
Personen ausschliessen würde. 
Kleinere Unternehmungen wür- 
den dann als Einzelunternehmung 
oder Personengesellschaften ge- 
führt, mittlere Unternehmungen 
als GmbH und nur die grössten 
als Aktiengesellschaften. 


Rückblick auf den 
Kanton Zürich und 
Ausblick 


Es ist schliesslich noch darauf 
hinzuweisen, dass am 1. Janu- 
ar 2005 eine vom Kantonrat des 
Kantons Zürich beschlossene 
Änderung des Steuergesetzes in 
Kraft trat, welche die Unterneh- 
men steuerlich massiv entlastet. 
Der Steuersatz wurde vom vor- 
herigen Dreistufentarif auf ein- 
heitlich 8% des Reingewinnes 
festgelegt. Die Kapitalsteuer wur- 
de gleich halbiert. Im Ergebnis 
entsprechen diese Entlastungen 
einer Reduktion des Steuerfusses 
für die Gesellschaften um 20% ! 
Die Folgen im Kanton Zürich sind 
Steuerausfälle von über Fr. 300 
Mio. für Kanton und Gemeinden. 
Im Vergleich dazu ist die Diskus- 
sion im Parlament um eine allfäl- 
lige Steuerfusserhöhung um 5% 
geradezu bescheiden. Mit der Un- 


ternehmenssteuerreform Il wird 
erneut eine schon wohlhabende 
Klientel steuerlich und sozialver- 
sicherungsrechtlich begünstigt. 
Die Steuerausfälle hat aber die 
gesamte Bevölkerung über eine 
Erhöhung der Steuern und Ab- 
gaben oder über Kürzungen beim 
Service Public zu tragen. 


Schlussbemerkungen 
zum Steuerwettbewerb 


Im internationalen Umfeld ist die 
Schweiz bezüglich der Steuerbe- 
lastung mehr als nur konkurrenz- 
fähig. Ausser in ein paar Steuer- 
oasen wie z.B. Monaco und in 
neuen EU-Mitgliedsländern (Est- 
land, Slowakei) ist die Steuerbe- 
lastung im gesamten OECD-Raum 
höher. Dies betrifft vor allem die 
grossen Wirtschaftsnationen 
USA, Deutschland, Frankreich, 
Italien. Viele bedeutende Gross- 
firmen und wohlhabende Euro- 
päer haben in der Vergangenheit 
ihren (Wohn-) Sitz in die Schweiz 
verlegt. Diese Entwicklung wird 
in der Europäischen Union mit 
Sorge verfolgt. Eine weitere Re- 
duktion der Steuerbelastung wäre 
sowohl im internationalen wie 
auch im interkantonalen Kontext 
schädlich und würde die Staats- 
verschuldung noch verstärken. 


28.07.2005 


Dr. Bruno Fässler, Rechtsanwalt 


PS Dieser Artikel wurde im Juli 
2005 verfasst und beinhaltet 
deswegen nicht die aktuellen Än- 
derungsvorschläge von den Räten 
und Bundesrat bezüglich der Un- 
ternehmensteuerreform Il. 


>>> Kalender >>> 


Internationaler Kalender 


ATTAC 
AKTIONSAKADEMIE IN 
OFFENBACH AM _MAIN 


Attac Deutschland veranstaltet 
dieses Jahr wieder eine Aktions- 
akademie, zu der wir wie immer 
auch Attacies aus den Nachbar- 
ländern herzlich einladen möch- 
ten. Die thematische Klammer 
wird in diesem Jahr die Vorberei- 
tung des Widerstandes gegen den 
G8-Gipfel sein. Auf der Aktions- 
akademie werden Methoden und 
Aktionsformen entwickelt, wie 
dieser Protest vor Ort wirksam 
gestaltet, aber auch im Vorfeld 
überall in Europa zum Thema ge- 
macht werden kann. Wir werden 
das wunderschöne Gelände des 
AWO-Walderholungsheims nut- 
zen können, gelegen im Offenba- 
cher Stadtwald. Die Räumlichkei- 
ten bieten wieder vielfältige Mög- 
lichkeiten, um all die Anforderun- 
gen von Theaterleuten, Kletterern, 
Adbustern, Trommlern, Planern, 
Entwicklern, Stelzenläufern und 
Bannermalern und -Innen zu er- 
füllen. Die Verpflegung wird wie 
bei der Sommerakademie von der 
mobilen Küche Mampfmobil or- 
ganisiert. Auf der Homepage der 
Aktionsakademie finden sich Pro- 
grammdetails zu diesem Highlight 
im Attac-Jahr, sowie die Möglich- 
keit, sich online anzumelden und/ 
oder sich den Einladungsflyer he- 
runterzuladen, um ihn an andere 
Interessierte weiterzugeben. Mit 
Fragen könnt ihr euch jederzeit 
an Steffen Heritsch im Attac Büro 
in Frankfurt wenden : Tel. : +49 
69 90 02 81 10, E-Mail : steffen. 
heritsch@attac.de. 


Alles Weitere unter http://www. 
attac.de/aktionsakademie2006 


Basler Kalender 


8. JUNI, 22. JUNI, 

29. JUNI JEWEILS 20 
UHR : SITZUNGEN 
KOMITEE ATTAC BASEL 


InteressentInnen willkommen ! 
Ort der Sitzungen teils noch offen 
mehr Infos unter basel@attac. 
org. 


Zürcher Kalender 


27. JUNI 2006 : 


19.30 Uhr Sitzung im Restaurant 
Cooperativo, Strassburgstr. 5, 
8004 Zürich. 

InteressentInnen willkommen ! 


Biel Kalender 


SOMMER-AKADEMIE 
VON ATTAC SCHWEIZ 
FARELHAUS 

1.-3. SEPTEMBER 
2006 


Anmeldungen: bienne@attac.org 


Berner Kalender 


SITZUNG 3. JULI, 


19.00 Uhr EUG, Evang. Universi- 
tätsgmeinde, Pavillonweg 7, 3012 
Bern 


Stoppt die 
Steuergeschenke | 


Ist ein Referendum notwendig ? 
Das Wort haben die Mitglieder 
und Sympathisanten von ATTAC. 


Mit der zweiten Reform der Unternehmensbesteuerung , worüber der- 
zeit in den eidgenösischen Kammern diskutiert wird, sollen die Akti- 
onäre ein grossartiges Steuergeschenk erhalten : Hiermit dürfte den 
Kantonen und Gemeinden zwischen 700 Millionen und 1 Milliarde 
Franken pro Jahr verloren gehen, was bis zu 1% ihres Gesamtbudgets 
ausmacht ! Die Finanzierung von Schulen, Krankenhäusern, Kindergär- 
ten, öffentlichen Schwimmbädern, Gemeindebibliotheken usw. wäre 
dadurch weiteren Gefahren ausgesetzt. 


Im Zuge unserer Kampagnen gegen das Finanzpaket 2004 und für die 
Verteidigung des öffentlichen Dienstes gegen die Angriffe des GATS, 
prüft nun die nationale Kommission „Service Public" von Attac die 
Möglichkeiten der Ergreifung eines Referendums gegen diese neue Fi- 
nanzkonterreform. Die Lancierung eines Referendums ist jedoch kein 
Kinderspiel. Sie erfordert ein intensives Engagement, sowohl auf finan- 
zieller Ebene wie auch von Seiten der Basis. Nach der Erfahrung des 
Scheiterns des Referendumsaufrufes gegen die Aufhebung der Stem- 
pelsteuer im Jahre 2005, denken wir heute, dass mindestens zwei Vor- 
aussetzungen für diesen Schritt erfüllt sein müssen : Der Aufbau einer 
breiten Unterstützungsfront einerseits, sowie die feste Entschlossen- 
heit der Organisation, die zu solch einem Referendum aufruft, also von 
ATTAC, andereseits. 


Derzeit steht der erste Aspekt zur Diskussion ; damit wir uns über den 
zweiten Punkt Klarheit verschaffen können, wenden wir uns mit Hilfe 
dieser Kurzumfrage direkt an unsere Mitglieder und Sympathisanten. 


4 Ich finde es notwendig, dass ATTAC das Referendum gegen die Un- 
ternehmensteuerreform lanciert und in diesem Zusammenhang Kon- 
takt mit anderen Organisationen aufnimmt (Gewerkschaften, NGOs, 
Parteien usw.) : JA / NEIN 


4 Ich bin bereit, mich aktiv für die Referendumskampagne zu enga- 


gieren (Verteilung von Kampagnematerial, Sammeln von Unterschrif- 
ten usw.) Kontaktieren Sie mich unter folgender Adresse : 


Name und Vorname : 





Adresse : 








Tel. : 





Email : 





Wir bitten Sie um möglichst baldige Rückmeldung 
über E-Mail (suisse@attac.org) 
oder per Post (attac suisse, Rue des Savoises 15,1205 Geneve). 


